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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Ausschuss für 
auswärtige Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. stellt fest, dass die Initiative Schwarzmeersynergie auf drei Strategien für die 
Schwarzmeerregion basiert: auf der Erweiterung in Richtung Südosteuropa und Türkei, 
auf der Europäischen Nachbarschaftspolitik und auf den vier gemeinsamen Räumen 
EU/Russland; bedauert jedoch, dass die bilateralen Beziehungen bei jeder dieser 
Strategien dominieren, und fordert, dass ein multilateraler Rahmen für die 
Zusammenarbeit entwickelt wird, der die regionale Synergie verbessert;

2. unterstreicht, wie wichtig es ist, das regionalpolitische Konzept der EU für die 
Schwarzmeerregion anzuwenden, welches ein wichtiges Instrument darstellt, um die 
demokratische, soziale und wirtschaftliche Entwicklung der Länder in dieser Region und 
die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen ihnen zu fördern;

3. begrüßt die Verdopplung der finanziellen Mittel, die im Rahmen des Europäischen 
Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments für die Finanzierung von 
grenzüberschreitenden Vorhaben zur Verfügung gestellt worden sind; fordert, dass für den 
Einsatz dieser finanziellen Mittel Grundsätze wie bei den Strukturfonds festgelegt werden, 
insbesondere Partnerschaftsprinzip, Nachhaltigkeit, Effizienz, Nichtdiskriminierung und 
dezentrale Struktur; fordert die Kommission auf, das Parlament über den Einsatz dieser 
Mittel und die erzielten Fortschritte in Form von kurzen zweijährlichen Berichten zu 
unterrichten;

4. weist darauf hin, dass eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen den Anrainerstaaten des 
Schwarzen Meeres positive Auswirkungen auf die Entwicklung der Dörfer, Städte und 
Regionen dieser Staaten hat und daher weiter unterstützt und gefördert werden sollte;

5. fordert einen rationalen Einsatz der Finanzinstrumente der Gemeinschaft durch eine 
bessere Koordinierung des Europäischen Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstruments, 
der Strukturfonds und der Heranführungshilfe, die der Region zur Verfügung stehen; 
fordert die Kommission auf, in Zusammenarbeit mit den Empfängerstaaten ein 
allgemeines Berichtssystem einzurichten, bevor die Mittel eingesetzt werden, um zu 
überwachen und zu bewerten, in welchem Umfang diese Mittel nachhaltig, effizient und 
im Einklang mit den allgemeinen politischen Zielen der EU verwendet worden sind;

6. fordert die Kommission auf, für People-to-People-Projekte in der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit das dezentrale Finanzinstrument des Small Project Funds anzubieten und 
besonders zu fördern;

7. betont, dass der Aufbau von Kapazitäten bei den lokalen und regionalen Akteuren in der 
Schwarzmeerregion im Hinblick auf die Programmierung und Projektvorbereitung und 
-durchführung verstärkt werden muss, um eine effizientere Verwaltung der 
Finanzinstrumente der Gemeinschaft zu gewährleisten;
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8. fordert die Kommission auf, ihre Beziehungen zur Organisation für die 
Schwarzmeerwirtschaftskooperation (SMWK) und zu anderen regionalen Organisationen, 
die mit der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung und dem Schutz der 
Menschenrechte und der Demokratie befasst sind, zu stärken, insbesondere jetzt, da nach 
dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens zur Europäischen Union drei Mitgliedstaaten der 
Union auch Mitglieder der SMWK und andere SMWK-Mitglieder entweder 
Beitrittskandidaten oder potenzielle Beitrittskandidaten der Europäischen Union sind oder 
an der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) und dem Europäischen Nachbarschafts- 
und Partnerschaftsinstrument (ENPI) beteiligt sind; fordert die Mitglieder der SMWK in 
diesem Zusammenhang auf, kein Veto gegen die Beteiligung eines EU-Mitgliedstaates an 
der SMWK einzulegen;

9. fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, einen konkreteren Mechanismus 
für die Zusammenarbeit zwischen der EU und den oben erwähnten Organisationen 
vorzuschlagen sowie zu klären, wie die SMWK in die verschiedenen von der 
Gemeinschaft geförderten Initiativen in der Region einbezogen werden könnte;

10. dringt darauf, dass die bestehenden Kontakte zwischen dem Europäischen Parlament und 
der parlamentarischen Versammlung der SMWK gestärkt werden und in der Umsetzung 
der Schwarzmeersynergie institutionell weiterentwickelt werden;

11. betont, dass grenzüberschreitende Kooperationsplattformen wie die Euroregionen eine 
wichtige Rolle bei der Bewältigung gemeinsamer Herausforderungen und der Verstärkung 
der regionalen Synergie zwischen den lokalen und den regionalen Behörden in der 
Schwarzmeerregion spielen können; begrüßt in diesem Zusammenhang die Initiative 
Euroregion Schwarzes Meer und ermutigt die Kommission, die Zusammenarbeit mit dem 
Europarat zu verstärken, um ihre Einrichtung und Entwicklung zu unterstützen;

12. bedauert, dass die Region trotz ihres großen Potenzials an Energieressourcen in einem 
künftigen europäischen Energieverbundsystem sowie ihrer Transportmöglichkeiten mit 
Umweltproblemen, unzureichenden Grenzkontrollen und in einigen Gebieten sogar mit 
schwelenden Konflikten und internen Konflikten zu kämpfen hat, die 
zusammengenommen nicht nur die Entwicklungsperspektiven der Region und die 
regionale Zusammenarbeit beeinträchtigen, sondern auch zu einer Verstärkung der 
organisierten Kriminalität führen; betont, dass eine aktivere Beteiligung der EU in der 
Schwarzmeerregion erforderlich ist und fordert Initiativen im Rahmen der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik (ENP), die einen Beitrag zur Verbesserung der technischen 
Kapazitäten dieser Staaten leisten und sie bei der Bekämpfung der illegalen Einwanderung 
und der organisierten Kriminalität sowie bei der Modernisierung ihrer Infrastrukturen 
unterstützen;

13. fordert die Kommission auf, dafür Sorge zu tragen, dass bei der Förderung der 
Energiewirtschaft und des Verkehrswesens die Erfordernisse der Energieeffizienz, des 
Umweltschutzes und insbesondere des Klimaschutzes priorisiert werden müssen;

14. ermutigt die Kommission in ihren Bemühungen, die Schwarzmeersynergie 
voranzutreiben, und stellt fest, dass diese Strategie über die Schwarzmeerregion hinaus 
auf das Kaspische Meer und Zentralasien ausgedehnt werden könnte; ermuntert die 
Kommission in diesem Zusammenhang in ihrem Engagement für bilaterale und 
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insbesondere multilaterale Anstrengungen, um in dieser Region die 
Menschenrechtsstandards zu erhöhen, demokratische Institutionen zu entwickeln sowie 
eine verantwortungsvolle und dezentralisierte Staatsführung und Rechtsstaatlichkeit mit 
dem Ziel zu fördern, einen Raum der echten Demokratie und des Wohlstands zu schaffen; 
ermuntert die Mitgliedstaaten dazu, mit ihren regionalen Behörden zusammenzuarbeiten, 
um die Beteiligung der Bürger und von NRO zu erhöhen;

15. betont den Zusammenhang zwischen interregionaler Zusammenarbeit, regionaler 
Entwicklung, verantwortungsvoller Staatsführung, einem dezentralisierten Ansatz, 
Demokratie und der Förderung der Menschenrechte und des Wohlstands und weist daher 
auf die Bedeutung der derzeitigen Programme und Initiativen zur Erhöhung der Stabilität 
und Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Staaten der Schwarzmeerregion hin;

16. begrüßt den Erfolg der EU-Grenzunterstützungsmission in der Republik Moldau und in 
der Ukraine, empfiehlt ihre weitere Verstärkung und sieht mit Interesse der Mitteilung der 
Kommission über die Verbesserung der Steuerung der Migration und der illegalen 
Einwanderung entgegen; glaubt, dass wirtschaftliche Entwicklung, Sicherheit und 
Stabilität und der politische Dialog die Schlüssel zur Beilegung schwelender Konflikte 
sind und dass in diesen Bereichen größtmögliche Anstrengungen unternommen werden 
sollten;

17. betrachtet die Umweltverschmutzung des Schwarzen Meeres als ein schwerwiegendes 
Hindernis für die Entwicklung der Region und ermutigt die Kommission daher, das 
Konzept der DABLAS-Task Force (für die Donau und das Schwarze Meer) anzuwenden, 
um Probleme zu lösen, und sich nicht nur auf die Donau zu konzentrieren, sondern auch 
die Einzugsgebiete der Flüsse Dnjestr und Dnjepr zu berücksichtigen;

18. betont, dass die erfolgreiche Umsetzung von regionalen Projekten in Bereichen von 
gemeinsamem Interesse das gegenseitige Vertrauen zwischen den Partnern erhöhen und 
Fortschritte bei der Beilegung von Konflikten herbeiführen könnte;

19. ermutigt die Kommission in ihren Bemühungen, ihre Beziehungen zu den 
Energielieferanten zu verbessern sowie einen fruchtbaren Dialog über Energiesicherheit 
zu führen und somit die Energiediversifizierung und die rechtliche und ordnungspolitische 
Harmonisierung und nachhaltige Entwicklung im Rahmen der Baku-Initiative (ein 
energiepolitischer Dialog zwischen der EU und den Anrainerstaaten des Schwarzen 
Meeres und des Kaspischen Meeres sowie ihrer Nachbarn) und des Energiedialogs EU-
Russland zu fördern;

20. weist auf die wichtige Rolle einer funktionierenden Infrastruktur für die weitere 
Entwicklung der Schwarzmeerregion hin und begrüßt daher den Vorschlag der 
Kommission, die regionale Zusammenarbeit im Bereich Verkehr weiter zu unterstützen, 
was zu besseren Verbindungen und besseren Straßen sowie zu einer effizienteren 
Organisation und Überwachung der Wasserwege führen dürfte;

21. begrüßt die Entwicklung des neuen den Kaspischen und den Schwarzmeerraum 
verbindenden Energietransportkorridors, die geplante neue Erdgaspipeline Russland-
Griechenland-Italien (South Stream) und die Fertigstellung der Erdgaspipeline Türkei-
Griechenland-Italien sowie die allmähliche Ausdehnung des Vertrags zur Gründung der 
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Energiegemeinschaft auf die Türkei, die Republik Moldau und die Ukraine.
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